Muster-Betriebsvereinbarung
[bookmark: _GoBack]Betriebliches Eingliederungsmanagement, stufenweise Wiedereingliederung und Teilarbeitsunfähigkeit

Zwischen [Unternehmen], vertreten durch [Name/Funktion] – Arbeitgeber – und 
dem Betriebsrat des Betriebs [Bezeichnung], vertreten durch die/den  Betriebsratsvorsitzende/n [Name] – Betriebsrat – wird folgende Betriebsvereinbarung geschlossen:

Präambel
Arbeitgeber und Betriebsrat verfolgen das gemeinsame Ziel, länger erkrankten Beschäftigten den Arbeitsplatz zu erhalten, erneuten Arbeitsunfähigkeitszeiten vorzubeugen und eine gesundheitlich verantwortbare Rückkehr in den Arbeitsprozess zu ermöglichen.

Hierfür stehen unterschiedliche Instrumente zur Verfügung:
· das betriebliches Eingliederungsmanagement nach § 167 Abs. 2 SGB IX,
· die stufenweise Wiedereingliederung nach § 74 SGB V beziehungsweise § 44 SGB IX,
· die Teilarbeitsunfähigkeit nach § 44c SGB V.

Diese Instrumente erfüllen unterschiedliche Aufgaben und werden entsprechend ihrer jeweiligen Zielrichtung eingesetzt.

Die Teilarbeitsunfähigkeit ergänzt das betriebliche Eingliederungsmanagement und die stufenweise Wiedereingliederung. Ein laufendes BEM wird durch eine Teilarbeitsunfähigkeit fortgeführt. Eine laufende stufenweise Wiedereingliederung bleibt bestehen, solange Beschäftigter, behandelnder Arzt und die weiteren Beteiligten an diesem Weg festhalten.

Die Teilnahme am BEM und die Entscheidung des Beschäftigten über die Teilarbeitsunfähigkeit beruhen auf Freiwilligkeit.

Soweit einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung über erzwingbare Mitbestimmungsrechte hinausgehen, vereinbaren Arbeitgeber und Betriebsrat sie als freiwillige Regelungen nach § 88 BetrVG.

§ 1 Geltungsbereich
(1) Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Betriebs [Bezeichnung].

(2) Sie gilt entsprechend für Auszubildende, Teilzeitbeschäftigte und geringfügig Beschäftigte.

(3) Für schwerbehinderte und gleichgestellte Beschäftigte gelten ergänzend die besonderen Rechte aus dem SGB IX.

(4) Zwingende gesetzliche und tarifvertragliche Regelungen gehen dieser Betriebsvereinbarung vor.

§ 2 Drei Instrumente – drei unterschiedliche Aufgaben
1. Betriebliches Eingliederungsmanagement
Das BEM nach § 167 Abs. 2 SGB IX ist ein ergebnisoffener Such- und Klärungsprozess.
Es dient insbesondere dazu,
· Ursachen und Zusammenhänge zwischen Arbeitsbedingungen und Erkrankungen zu erkennen,
· Möglichkeiten zur Überwindung bestehender Arbeitsunfähigkeit zu suchen,
· erneuter Arbeitsunfähigkeit vorzubeugen,
· geeignete Hilfen und Leistungen einzuleiten,
· Arbeitsbedingungen anzupassen und
· den Arbeitsplatz möglichst dauerhaft zu erhalten.

2. Stufenweise Wiedereingliederung
Die stufenweise Wiedereingliederung nach § 74 SGB V beziehungsweise § 44 SGB IX dient der schrittweisen Heranführung eines weiterhin arbeitsunfähigen Beschäftigten an seine bisherige berufliche Belastung.

Während einer stufenweisen Wiedereingliederung besteht die Arbeitsunfähigkeit fort.
Grundlage ist ein ärztlicher Wiedereingliederungsplan.

3. Teilarbeitsunfähigkeit
Bei der Teilarbeitsunfähigkeit nach § 44c SGB V erbringt der Beschäftigte während einer ärztlich festgestellten Arbeitsunfähigkeit einen Teil seiner regulären Arbeitsleistung.
Die teilweise Arbeitsleistung erfolgt nach ärztlicher Feststellung im gesetzlich vorgesehenen Umfang sowie mit Einwilligung des Beschäftigten und Zustimmung des Arbeitgebers.
Die Vorschriften dieser Betriebsvereinbarung zur Teilarbeitsunfähigkeit finden ab dem gesetzlichen Inkrafttreten des § 44c SGB V Anwendung.

§ 3 Grundsatz: BEM bleibt BEM
(1) Die Aufnahme einer teilweisen Arbeitsleistung beendet ein bereits begonnenes BEM-Verfahren nicht.

(2) Die Teilnahme an einer stufenweisen Wiedereingliederung beendet ein bereits begonnenes BEM-Verfahren ebenfalls nicht.

(3) Das BEM wird fortgeführt, solange sinnvolle Maßnahmen zur
· Stabilisierung der Beschäftigung,
· Anpassung der Arbeitsbedingungen,
· Vermeidung erneuter Arbeitsunfähigkeit oder
· Sicherung des Arbeitsplatzes

geprüft oder umgesetzt werden.

(4) Eine erfolgreiche Teilarbeitsunfähigkeit oder stufenweise Wiedereingliederung kann eine Maßnahme innerhalb eines BEM sein.

(5) Der Abschluss des BEM erfolgt erst, wenn
· die vereinbarten Maßnahmen umgesetzt und bewertet wurden,
· weitere erfolgversprechende Maßnahmen derzeit ausscheiden oder
· der Beschäftigte die weitere Teilnahme beendet.

§ 4 Wann ein BEM angeboten wird
(1) Sobald ein Beschäftigter innerhalb eines Jahres länger als sechs Wochen ununterbrochen oder wiederholt arbeitsunfähig oder teilweise arbeitsunfähig ist, bietet der Arbeitgeber unverzüglich ein BEM nach § 167 Abs. 2 SGB IX an.
§ 167 Abs. 2 SGB IX erfasst ausdrücklich Arbeitsunfähigkeit und teilweise Arbeitsunfähigkeit.

(2) Für die Ermittlung der Sechs-Wochen-Schwelle wird jeweils ein rollierender Zeitraum von zwölf Monaten betrachtet.

(3) Zusammenhängende und wiederholte Arbeitsunfähigkeitszeiten werden berücksichtigt.

(4) Zeiten einer Teilarbeitsunfähigkeit werden entsprechend § 167 Abs. 2 SGB IX in die Prüfung der BEM-Voraussetzungen einbezogen.

(5) Das BEM-Angebot erfolgt spätestens innerhalb von zehn Arbeitstagen, nachdem die gesetzlichen Voraussetzungen festgestellt wurden.

§ 5 Erneutes BEM nach weiterer Erkrankung
(1) Ein abgeschlossenes BEM führt zu keiner Sperrfrist für ein weiteres BEM.

(2) Erreicht ein Beschäftigter nach Abschluss eines BEM erneut die gesetzliche Sechs-Wochen-Schwelle, erhält er ein neues BEM-Angebot.

(3) Dasselbe gilt, wenn ein Beschäftigter ein früher angebotenes BEM abgelehnt oder abgebrochen hat und anschließend erneut die Voraussetzungen des § 167 Abs. 2 SGB IX erfüllt.

(4) Arbeitgeber und Betriebsrat orientieren sich hierbei an der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts.

§ 6 Einladung zum BEM
(1) Das BEM-Angebot erfolgt in Textform.
(2) Die Einladung informiert verständlich über
· den Zweck und die Ziele des BEM,
· die Freiwilligkeit der Teilnahme,
· die Möglichkeit, die Zustimmung jederzeit für die Zukunft zu widerrufen,
· die vorgesehenen Beteiligten,
· das Recht auf Hinzuziehung einer Vertrauensperson eigener Wahl,
· Art und Umfang der vorgesehenen Datenerhebung,
· Zweck und Verwendung der Daten,
· die Aufbewahrung und Löschung der BEM-Daten.

(3) Der Beschäftigte erhält mindestens zehn Arbeitstage Zeit für seine Entscheidung.

(4) Bleibt eine Reaktion aus, erinnert der Arbeitgeber nach Ablauf der zehntägigen Überlegungsfrist einmal an das Angebot. Weitere Kontaktaufnahmen erfolgen auf Wunsch des Beschäftigten.

§ 7 Beteiligte am BEM
(1) Die Beteiligung des Beschäftigten bildet die Grundlage des BEM.

(2) Der Beschäftigte entscheidet im Rahmen der gesetzlichen Regelungen, welche weiteren Personen am individuellen BEM beteiligt werden.

Hierzu gehören insbesondere:
· ein Mitglied des Betriebsrats,
· bei schwerbehinderten Beschäftigten die Schwerbehindertenvertretung,
· eine Vertrauensperson eigener Wahl,
· der Betriebsarzt,
· Vertreter der Personalabteilung,
· zuständige Führungskräfte, soweit dies für konkrete Maßnahmen erforderlich ist,
· Rehabilitationsträger,
· das Integrationsamt,
· weitere interne oder externe Fachstellen.

(3) Die Teilnahme des Betriebsrats am individuellen BEM-Gespräch setzt die Zustimmung des Beschäftigten voraus.

(4) Gesundheitsdaten werden gegenüber einzelnen Beteiligten ausschließlich in dem Umfang offengelegt, den der Beschäftigte freigibt oder den eine gesetzliche Vorschrift verlangt.

§ 8 Ablauf des BEM
Das BEM folgt grundsätzlich diesen Schritten:

Schritt 1: Feststellung der Voraussetzungen
Der Arbeitgeber prüft regelmäßig, welche Beschäftigten die Sechs-Wochen-Schwelle erreicht haben.

Schritt 2: BEM-Angebot
Der Beschäftigte erhält die Einladung nach § 6 dieser Vereinbarung.

Schritt 3: Erstgespräch
Im Erstgespräch werden insbesondere geklärt:
· Welche Einschränkungen wirken sich auf die Arbeit aus?
· Gibt es einen Zusammenhang mit Arbeitsbedingungen?
· Welche Tätigkeiten bereiten Schwierigkeiten?
· Welche Tätigkeiten sind weiterhin möglich?
· Welche Änderungen der Arbeitsbedingungen könnten helfen?
· Welche betrieblichen oder außerbetrieblichen Hilfen kommen in Betracht?

Der Beschäftigte entscheidet selbst über die Offenlegung medizinischer Diagnosen.

Schritt 4: Maßnahmenprüfung
Insbesondere werden geprüft:
· Anpassung der Arbeitszeit,
· Änderung der Arbeitszeitlage,
· Änderung des Schichtsystems,
· Veränderung einzelner Tätigkeiten,
· Reduzierung körperlicher oder psychischer Belastungen,
· technische oder ergonomische Hilfen,
· Arbeitsplatzanpassungen,
· Qualifizierungsmaßnahmen,
· Umsetzung oder Versetzung auf einen geeigneten Arbeitsplatz,
· Homeoffice oder mobiles Arbeiten, soweit die Tätigkeit dies ermöglicht,
· stufenweise Wiedereingliederung,
· Teilarbeitsunfähigkeit,
· Leistungen zur medizinischen oder beruflichen Rehabilitation,
· Leistungen des Integrationsamts oder eines Rehabilitationsträgers.

Schritt 5: Maßnahmenplan
Geeignete Maßnahmen werden mit Inhalt, Beginn, geplanter Dauer, Verantwortlichkeit und Überprüfungstermin festgehalten.

Schritt 6: Erfolgskontrolle
Die Beteiligten prüfen nach einem vorher vereinbarten Zeitraum, ob die Maßnahmen wirken und ob Anpassungen erforderlich sind.

§ 9 Stufenweise Wiedereingliederung erhält ihren eigenständigen Stellenwert
(1) Ergibt sich aus ärztlicher Sicht, dass eine schrittweise Steigerung der Belastbarkeit zur Rückkehr an den Arbeitsplatz geeignet ist, wird die stufenweise Wiedereingliederung nach § 74 SGB V beziehungsweise § 44 SGB IX geprüft.

(2) Eine bestehende oder geplante Teilarbeitsunfähigkeit verdrängt diese Prüfung nicht.

(3) Liegt bereits ein ärztlicher Wiedereingliederungsplan vor, wird dieser vor einer Entscheidung über eine Änderung des Rückkehrverfahrens berücksichtigt.

(4) Der Arbeitgeber prüft einen vorgelegten Wiedereingliederungsplan unverzüglich.
Eine Entscheidung erfolgt grundsätzlich innerhalb von fünf Arbeitstagen.

(5) Der Arbeitgeber unterstützt eine stufenweise Wiedereingliederung, soweit medizinische Gründe und konkrete betriebliche Hindernisse dem vorgesehenen Plan nicht entgegenstehen.

(6) Eine Ablehnung wird dem Beschäftigten in Textform mit konkreter Begründung mitgeteilt.

Soweit eine veränderte Ausgestaltung eine Durchführung ermöglicht, bietet der Arbeitgeber eine entsprechende Alternative an.


§ 10 Anforderungen an den Wiedereingliederungsplan
(1) Der ärztlicher Wiedereingliederungsplan soll insbesondere enthalten:
· Beginn der Maßnahme,
· voraussichtliche Dauer,
· tägliche oder wöchentliche Belastungszeit,
· vorgesehene Steigerungsstufen,
· Art der möglichen Tätigkeit,
· erforderliche Belastungsbeschränkungen,
· gegebenenfalls Tätigkeiten, die vorübergehend ausscheiden,
· voraussichtlichen Zeitpunkt der Wiederherstellung der vollen Arbeitsfähigkeit.

(2) Medizinische Diagnosen werden dem Arbeitgeber nur übermittelt, soweit hierfür eine Rechtsgrundlage oder eine ausdrückliche Einwilligung des Beschäftigten besteht.

(3) Treten während der Wiedereingliederung gesundheitliche Schwierigkeiten auf, wird der Plan ärztlich überprüft und bei Bedarf angepasst oder beendet.
Die stufenweise Wiedereingliederung dient der schonenden Heranführung an die Belastungen des Arbeitsplatzes.

§ 11 Schwerbehinderte und gleichgestellte Beschäftigte
(1) Bei schwerbehinderten und gleichgestellten Beschäftigten werden zusätzlich die Rechte aus § 164 Abs. 4 SGB IX berücksichtigt.

(2) Hierzu gehören insbesondere Ansprüche auf behinderungsgerechte Gestaltung
· des Arbeitsplatzes,
· des Arbeitsumfelds,
· der Arbeitsorganisation und
· der Arbeitszeit,

soweit die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen.

(3) Bei einer stufenweisen Wiedereingliederung eines schwerbehinderten oder gleichgestellten Beschäftigten prüft der Arbeitgeber besonders sorgfältig seine Mitwirkungspflichten nach § 164 Abs. 4 SGB IX.

(4) Die Schwerbehindertenvertretung wird im individuellen Verfahren mit Zustimmung des Beschäftigten beteiligt.

§ 12 Teilarbeitsunfähigkeit ab Inkrafttreten des § 44c SGB V
(1) Die folgenden Regelungen gelten ab dem gesetzlichen Inkrafttreten der Vorschriften über die Teilarbeitsunfähigkeit.

(2) Hat der behandelnde Arzt mit Einwilligung des Beschäftigten eine Teilarbeitsunfähigkeit festgestellt, kann der Beschäftigte dem Arbeitgeber seine Bereitschaft zur teilweisen Arbeitsleistung anzeigen.

(3) Maßgeblich sind der ärztlich festgestellte Umfang der Teilarbeitsunfähigkeit und der attestierte Zeitraum.

Nach der gesetzlichen Regelung sind Teilarbeitsunfähigkeiten von 25 Prozent, 50 Prozent oder 75 Prozent der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit vorgesehen.

(4) Der Arbeitgeber erklärt innerhalb der gesetzlichen Frist von sieben Kalendertagen nach Zugang der Anzeige, ob er der teilweisen Arbeitsleistung zustimmt.

(5) Bei Zustimmung teilt der Arbeitgeber dem Beschäftigten den Zeitpunkt der Arbeitsaufnahme in Textform mit.

(6) Bei Ablehnung oder Ablauf der gesetzlichen Sieben-Tage-Frist gelten die gesetzlichen Folgen des § 44c SGB V.

(7) Die gesetzlichen Vorschriften zur Teilarbeitsunfähigkeit treten nach dem beschlossenen Gesetz zum 1. Januar 2028 in Kraft.

(8) Für die tatsächlich geleistete Arbeitszeit während der Teilarbeitsunfähigkeit zahlt der Arbeitgeber das anteilige reguläre Arbeitsentgelt. Für die ausfallende Zeit gelten die gesetzlichen Regelungen zum Krankengeld beziehungsweise zur Entgeltfortzahlung.

§ 13 Schutz vor einer Ablösung von BEM und Wiedereingliederung
(1) Eine Teilarbeitsunfähigkeit führt zu keiner automatischen Beendigung eines BEM.

(2) Eine Teilarbeitsunfähigkeit führt zu keiner automatischen Beendigung einer stufenweisen Wiedereingliederung.

(3) Eine laufende stufenweise Wiedereingliederung wird nur verändert oder beendet, wenn
· der Beschäftigte dies wünscht,
· eine aktuelle ärztliche Beurteilung die Änderung unterstützt und
· die beteiligten Stellen das weitere Vorgehen abgestimmt haben.

(4) Stunden einer stufenweisen Wiedereingliederung werden ausschließlich im Rahmen des Wiedereingliederungsplans geleistet.

Eine Umwandlung dieser Stunden in reguläre Arbeitsleistung im Rahmen einer Teilarbeitsunfähigkeit setzt eine neue ärztliche Feststellung und die gesetzlichen Voraussetzungen des § 44c SGB V voraus.

(5) Der Arbeitgeber fordert einen Beschäftigten während einer stufenweisen Wiedereingliederung weder zu einer regulären Teilzeitarbeit noch zu einem Wechsel in die Teilarbeitsunfähigkeit auf. Er informiert auf Wunsch neutral über die vorhandenen Möglichkeiten.

§ 14 Prüfreihenfolge bei länger dauernder Erkrankung
Bei länger dauernder Erkrankung gilt folgende Verfahrensfolge:

1. BEM-Schwelle prüfen
Sobald § 167 Abs. 2 SGB IX erfüllt ist, wird das BEM angeboten.

2. Geeignete Rückkehrinstrumente prüfen
Im BEM wird insbesondere geprüft, ob eine stufenweise Wiedereingliederung, Teilarbeitsunfähigkeit, Arbeitsplatzanpassung, Arbeitszeitänderung oder andere Maßnahme geeignet ist.

3. Ärztliche Empfehlung beachten
Empfiehlt der behandelnde Arzt eine stufenweise Wiedereingliederung, erhält diese Empfehlung eine eigenständige Prüfung. Empfiehlt der Arzt mit Zustimmung des Beschäftigten eine Teilarbeitsunfähigkeit, wird diese als zusätzliche Option behandelt.

4. Entscheidung des Beschäftigten respektieren
Der Beschäftigte entscheidet über seine Teilnahme am BEM und seine Einwilligung in eine Teilarbeitsunfähigkeit.

5. Maßnahmen aufeinander abstimmen
Mehrere Instrumente werden so koordiniert, dass die gesundheitliche Stabilisierung und die dauerhafte Rückkehr in den Arbeitsplatz im Mittelpunkt stehen.

§ 15 Beschleunigtes Verfahren bei Teilarbeitsunfähigkeit
(1) Zeigt ein Beschäftigter eine ärztlich festgestellte Teilarbeitsunfähigkeit an und läuft bereits ein BEM, findet innerhalb von drei Arbeitstagen ein kurzes Koordinationsgespräch statt, sofern der Beschäftigte damit einverstanden ist.

(2) In diesem Gespräch werden ausschließlich die für die Arbeitsorganisation erforderlichen Fragen behandelt:
· Umfang der möglichen Arbeitsleistung,
· Lage und Verteilung der Arbeitszeit,
· geeignete Tätigkeiten,
· bestehende Belastungsbeschränkungen,
· laufende BEM-Maßnahmen,
· Auswirkungen auf eine bereits vereinbarte Wiedereingliederung.

(3) Die Durchführung eines vollständigen BEM-Verfahrens bildet keine Voraussetzung für die gesetzliche Entscheidung des Arbeitgebers innerhalb der Sieben-Tage-Frist nach § 44c SGB V.

(4) Lehnt der Beschäftigte ein BEM ab, bleibt das Verfahren zur Teilarbeitsunfähigkeit davon unberührt.

§ 16 Arbeitszeit bei Teilarbeitsunfähigkeit
(1) Der ärztlich festgestellte Umfang der Teilarbeitsunfähigkeit bestimmt den Umfang der krankheitsbedingt ausfallenden Arbeitszeit.

(2) Die tatsächlich zu leistende Arbeitszeit wird unter Beachtung der medizinischen Belastbarkeit, erforderlicher Behandlungszeiten, der betrieblichen Möglichkeiten und der Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats verteilt.

(3) Allgemeine Regelungen über Beginn, Ende und Verteilung der Arbeitszeit unterliegen § 87 Abs. 1 Nr. 2 BetrVG.

(4) Bei Schichtarbeit wird geprüft, welche Schichtlage der gesundheitlichen Situation entspricht.

(5) Beschäftigte erhalten spätestens vor Aufnahme der teilweisen Arbeitsleistung einen schriftlichen Einsatzplan für den vereinbarten Zeitraum.

(6) Da während der Teilarbeitsunfähigkeit eine reguläre Arbeitsleistung erbracht wird, bleiben die gesetzlichen und tariflichen Urlaubsansprüche für die vereinbarten Arbeitstage bestehen. Eine Inanspruchnahme von Urlaub an diesen Tagen ist nach den üblichen betrieblichen Regelungen möglich.

§ 17 Arbeitsmenge und Leistungsziele
(1) Mit der Verringerung der tatsächlich zu leistenden Arbeitszeit wird auch die Arbeitsmenge entsprechend angepasst.

(2) Zielvorgaben, Fallzahlen, Produktionsmengen, Kundenkontakte, Projektziele und vergleichbare Leistungsvorgaben werden proportional und unter Berücksichtigung der gesundheitlichen Belastbarkeit angepasst.

(3) Arbeitsaufgaben werden während der Teilarbeitsunfähigkeit so bemessen, dass die reduzierte Arbeitszeit realistisch eingehalten werden kann.

(4) Eine Verdichtung des bisherigen Vollzeitpensums auf die verbleibende Arbeitszeit ist ausgeschlossen.

(5) Die Teilarbeitsunfähigkeit darf weder unmittelbar noch mittelbar zu einer schlechteren Leistungsbeurteilung führen.

§ 18 Überstunden und zusätzliche Belastungen
(1) Während einer Teilarbeitsunfähigkeit bleiben grundsätzlich ausgeschlossen: Mehrarbeit, Überstunden, zusätzliche freiwillige Schichten, Rufbereitschaften, Bereitschaftsdienste außerhalb des abgestimmten Einsatzplans.

(2) Eine abweichende Gestaltung setzt voraus:
· eine gesundheitlich entsprechende aktuelle Beurteilung,
· die Zustimmung des Beschäftigten,
· die Beachtung des ärztlich festgestellten Umfangs und
· die Wahrung bestehender Mitbestimmungsrechte.

(3) Der Arbeitgeber gestaltet die Arbeitsorganisation so, dass die reduzierte Arbeitszeit eingehalten werden kann.

§ 19 Tätigkeit während der Teilarbeitsunfähigkeit
(1) Beschäftigte werden innerhalb ihrer gesundheitlichen Belastbarkeit eingesetzt.

(2) Ärztlich mitgeteilte funktionale Einschränkungen werden bei der Aufgabenverteilung berücksichtigt.

(3) Die Mitteilung einer Diagnose ist hierfür grundsätzlich entbehrlich.
Ausreichend sind Angaben wie beispielsweise: kein schweres Heben, keine Nachtschicht, regelmäßige Pausen, Begrenzung bestimmter körperlicher Belastungen, Einschränkung der Bildschirmzeit, keine Tätigkeiten mit besonderem Zeitdruck.

(4) Soweit eine Änderung des Arbeitsbereichs eine Versetzung im Sinne des § 95 Abs. 3 BetrVG darstellt, bleibt das Beteiligungsverfahren nach § 99 BetrVG unberührt.

(5) § 44c SGB V selbst begründet keinen Anspruch auf Einrichtung oder Anpassung eines Arbeitsplatzes. Eigenständige Ansprüche, insbesondere nach § 164 Abs. 4 SGB IX, bleiben bestehen.

§ 20 Verschlechterung des Gesundheitszustands
(1) Stellt der Beschäftigte während der Teilarbeitsunfähigkeit fest, dass er den vereinbarten Arbeitsumfang gesundheitlich nicht mehr bewältigen kann, informiert er den Arbeitgeber unverzüglich.

(2) Der Beschäftigte nutzt die gesetzlich vorgesehene Möglichkeit, die teilweise Arbeitsleistung zu beenden beziehungsweise eine erneute ärztliche Beurteilung herbeizuführen.

(3) Bis zur Klärung wird der Beschäftigte keiner zusätzlichen Belastung ausgesetzt.

(4) Eine gesundheitlich erforderliche Rückkehr zur vollständigen Arbeitsunfähigkeit wird ohne betriebliche Nachteile umgesetzt.

(5) Das BEM wird – bei bestehender Zustimmung des Beschäftigten – fortgeführt und an die neue Situation angepasst.

§ 21 Datenschutz im BEM
(1) BEM-Daten werden getrennt von der allgemeinen Personalakte geführt.

(2) In der Personalakte werden ausschließlich diejenigen organisatorischen Informationen dokumentiert, die für den Nachweis des ordnungsgemäßen BEM-Angebots und die Durchführung erforderlicher arbeitsorganisatorischer Maßnahmen erforderlich sind.
Hierzu gehören insbesondere: Datum des BEM-Angebots, Annahme oder Ablehnung, Beginn und Abschluss des Verfahrens, vereinbarte arbeitsorganisatorische Maßnahmen, soweit ihre Umsetzung dies erfordert.

(3) Medizinische Befunde, Diagnosen, Arztberichte und Gesprächsprotokolle mit Gesundheitsinformationen gehören in die gesonderte BEM-Akte.

(4) Zugriff auf die BEM-Akte erhalten ausschließlich die hierfür ausdrücklich bestimmten Personen.

(5) Eine Weitergabe von BEM-Daten setzt eine Rechtsgrundlage oder eine entsprechende Einwilligung des Beschäftigten voraus.

(6) Die BEM-Akte wird spätestens drei Jahre nach Abschluss des BEM gelöscht, soweit gesetzliche Gründe oder ein laufendes Verfahren keine längere Speicherung erfordern.

(7) Der Beschäftigte erhält auf Wunsch Einsicht in seine BEM-Unterlagen und eine Kopie der gespeicherten Daten.

§ 22 Datenschutz bei Teilarbeitsunfähigkeit
(1) Der Arbeitgeber verarbeitet ausschließlich die Daten, die zur Durchführung der Teilarbeitsunfähigkeit erforderlich sind.

(2) Hierzu gehören insbesondere: Beginn, Ende, ärztlich festgestellter Umfang der Teilarbeitsunfähigkeit, tatsächlich vereinbarter Arbeitsumfang, erforderliche organisatorische Einsatzdaten.

(3) Diagnosen, Einzelheiten der Therapie und medizinische Befunde werden vom Arbeitgeber grundsätzlich nicht erhoben.

(4) Führungskräfte erhalten ausschließlich die Informationen, die sie für Einsatzplanung und Arbeitsschutz benötigen.

§ 23 Keine Verwendung für Leistungs- oder Fehlzeitenrankings
(1) Zeiten des BEM, einer stufenweisen Wiedereingliederung oder einer Teilarbeitsunfähigkeit werden nicht für personenbezogene Rankings verwendet.

(2) Eine Teilarbeitsunfähigkeit wird nicht als Nachweis einer uneingeschränkten Leistungsfähigkeit bewertet.

(3) Die teilweise Arbeitsleistung darf weder bei Leistungsbeurteilungen noch bei Zielerreichungsquoten wie eine vollzeitige Arbeitsleistung behandelt werden.

(4) Aus der Inanspruchnahme eines BEM, einer Wiedereingliederung oder einer Teilarbeitsunfähigkeit entstehen keine Benachteiligungen bei Personalentwicklung, Fortbildung, Beförderung, Bonuszahlungen, Schichtvergabe oder sonstigen betrieblichen Entwicklungsmöglichkeiten.

§ 24 Prüfung vor einer krankheitsbedingten Kündigung
(1) Vor Einleitung einer krankheitsbedingten Kündigung prüft der Arbeitgeber insbesondere,
· ob die Voraussetzungen für ein BEM erfüllt waren,
· ob ein ordnungsgemäßes BEM angeboten wurde,
· ob ein erneutes BEM erforderlich war,
· welche Ergebnisse ein durchgeführtes BEM erbracht hat,
· ob Arbeitsplatzanpassungen möglich sind,
· ob eine stufenweise Wiedereingliederung in Betracht kommt oder durchgeführt wurde,
· ob eine Teilarbeitsunfähigkeit als Beschäftigungsmöglichkeit relevant ist,
· ob ein anderer geeigneter Arbeitsplatz vorhanden ist.

(2) Ergebnisse aus einem BEM werden nur im rechtlich zulässigen Umfang verwendet.

(3) Das Beteiligungsverfahren des Betriebsrats nach § 102 BetrVG bleibt hiervon unberührt.

§ 25 Informations- und Überwachungsrechte des Betriebsrats
(1) Der Betriebsrat überwacht nach § 80 Abs. 1 BetrVG die Durchführung dieser Betriebsvereinbarung sowie die Einhaltung des § 167 Abs. 2 SGB IX.

(2) Der Arbeitgeber übermittelt dem Betriebsrat regelmäßig die Namen der Beschäftigten, welche die Voraussetzungen des § 167 Abs. 2 SGB IX erfüllen.
Die Information erfolgt unabhängig davon, ob die betroffene Person anschließend einem BEM zustimmt. Voraussetzung ist der datenschutzgerechte Umgang des Betriebsrats mit diesen Gesundheitsdaten. 

 (3) Der Arbeitgeber berichtet dem Betriebsrat quartalsweise in anonymisierter Form über: Zahl der BEM-Angebote, Zahl der angenommenen BEM-Verfahren, Zahl der abgeschlossenen BEM-Verfahren, Zahl der stufenweisen Wiedereingliederungen, Zahl der Teilarbeitsunfähigkeitsfälle, Zahl der Zustimmungen und Ablehnungen zur Teilarbeitsunfähigkeit, typische betriebliche Maßnahmen aus BEM-Verfahren.

(4) Medizinische Diagnosen werden dem Betriebsrat im Rahmen dieser statistischen Unterrichtung nicht übermittelt.

§ 26 Mitbestimmung bei allgemeinen Regelungen zur Teilarbeitsunfähigkeit
(1) Allgemeine betriebliche Regelungen über die Durchführung der Teilarbeitsunfähigkeit werden vor ihrer Einführung mit dem Betriebsrat abgestimmt.

(2) Dies betrifft insbesondere: Meldeverfahren, Arbeitszeitverteilung, Schichtplanung, Zeiterfassung, betriebliche Formulare, Verfahren zur Anpassung von Leistungsvorgaben, allgemeine Regelungen zur Aufgabenverteilung, automatisierte oder IT-gestützte Auswertungen.

(3) Gesetzliche Mitbestimmungsrechte, insbesondere aus § 87 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2, Nr. 3, Nr. 6 und Nr. 7 BetrVG, bleiben bestehen.

§ 27 BEM-Koordinator
(1) Der Arbeitgeber benennt eine fachlich geeignete Stelle als BEM-Koordination.

(2) Die BEM-Koordination übernimmt ausschließlich organisatorische Aufgaben, insbesondere: Überwachung der gesetzlichen Schwelle, Versand der Einladungen, Terminorganisation, Bereitstellung von Informationen, Dokumentation vereinbarter Maßnahmen, Organisation der Erfolgskontrolle.

(3) Die BEM-Koordination entscheidet weder allein über BEM-Maßnahmen noch über medizinische Fragen.

(4) Die gesetzlichen Zuständigkeiten von Arbeitgeber, Betriebsrat, Schwerbehindertenvertretung, Rehabilitationsträgern und weiteren Beteiligten bleiben bestehen.

§ 28 Streit über die Durchführung dieser Vereinbarung
(1) Bei Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder Durchführung dieser Betriebsvereinbarung beraten Arbeitgeber und Betriebsrat unverzüglich.

(2) Für Regelungen, die der erzwingbaren Mitbestimmung unterliegen, gelten die gesetzlichen Verfahren des BetrVG einschließlich § 87 Abs. 2 BetrVG.

(3) Bei freiwilligen Regelungsgegenständen suchen Arbeitgeber und Betriebsrat eine 
einvernehmliche Lösung.

(4) Rechte einzelner Beschäftigter bleiben unberührt.

§ 29 Anpassung an § 44c SGB V und die Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses
(1) Die Betriebsparteien überprüfen diese Vereinbarung spätestens drei Monate vor Inkrafttreten des § 44c SGB V.

(2) Sobald der Gemeinsame Bundesausschuss die Einzelheiten der Teilarbeitsunfähigkeit geregelt hat, prüfen Arbeitgeber und Betriebsrat insbesondere: ärztliche Feststellung, Datenübermittlung, Verfahren der Anzeige, technische Umsetzung, erforderliche betriebliche Formulare, Auswirkungen auf die Arbeitszeitgestaltung.

(3) Gesetzlich zwingende Regelungen treten an die Stelle entgegenstehender Regelungen dieser Betriebsvereinbarung. Die übrigen Bestimmungen gelten weiter.

§ 30 Inkrafttreten und Kündigung
(1) Diese Betriebsvereinbarung tritt am [Datum] in Kraft.

(2) Die Bestimmungen über das BEM und die stufenweise Wiedereingliederung gelten ab diesem Zeitpunkt.

(3) Die Bestimmungen zur Teilarbeitsunfähigkeit gelten ab dem gesetzlichen Inkrafttreten des § 44c SGB V.

(4) Die Betriebsvereinbarung kann mit einer Frist von drei Monaten zum Monatsende schriftlich gekündigt werden.

(5) Regelungen aus Bereichen der erzwingbaren Mitbestimmung wirken nach Maßgabe des § 77 Abs. 6 BetrVG nach.

(6) Arbeitgeber und Betriebsrat nehmen Änderungen der gesetzlichen Grundlagen zum Anlass für eine gemeinsame Überprüfung.

Ort, Datum, Unterschriften

Anlage 1
Schnellprüfung: Welches Instrument passt?

BEM
· Auslöser: Mehr als sechs Wochen Arbeitsunfähigkeit oder teilweise Arbeitsunfähigkeit innerhalb eines Jahres.
· Ziel: Ursachen klären, Arbeitsunfähigkeit überwinden, erneuter Erkrankung vorbeugen, Arbeitsplatz erhalten.
· Beschäftigter bleibt Herr des Verfahrens: Teilnahme freiwillig.

Stufenweise Wiedereingliederung
· Ausgangspunkt: Beschäftigter ist weiterhin arbeitsunfähig.
· Ziel: Schrittweise Belastungssteigerung bis zur vollen Arbeitsfähigkeit.
· Grundlage: Ärztlicher Wiedereingliederungsplan nach § 74 SGB V beziehungsweise § 44 SGB IX.
· Typischer Ablauf: Zum Beispiel zwei Stunden täglich, anschließend vier Stunden, anschließend sechs Stunden, danach Rückkehr zur vollen Arbeitsfähigkeit.

Teilarbeitsunfähigkeit
· Ausgangspunkt: Eine länger dauernde Erkrankung lässt eine teilweise reguläre Arbeitsleistung zu.
· Ziel: Nutzung der vorhandenen Arbeitsfähigkeit während fortbestehender krankheitsbedingter Einschränkung.
· Umfang: 25, 50 oder 75 Prozent Teilarbeitsunfähigkeit nach ärztlicher Feststellung.
· Voraussetzungen: Ärztliche Feststellung, Einwilligung des Beschäftigten und Zustimmung des Arbeitgebers.
· Besonderheit: Es wird tatsächlich reguläre Arbeitsleistung erbracht und anteiliges Arbeitsentgelt gezahlt.



Anlage 2
Die fünf Schutzregeln für den Betrieb


1. BEM bleibt bestehen.
Eine Teilarbeitsunfähigkeit beendet ein laufendes BEM erst nach Abschluss des BEM-Prozesses.

2. Wiedereingliederung bleibt ein eigener Weg.
Eine bestehende stufenweise Wiedereingliederung wird nur nach erneuter medizinischer Bewertung und mit Zustimmung des Beschäftigten verändert.

3. Arbeitszeit und Arbeitsmenge sinken gemeinsam.
50 Prozent Arbeitsleistung bedeuten auch eine entsprechend angepasste Arbeitsmenge.

4. Gesundheitliche Verschlechterungen führen sofort zur Überprüfung.
Beschäftigte können den teilweise aufgenommenen Arbeitseinsatz nach den gesetzlichen Regeln beenden.

5. Teilweise Arbeitsleistung ersetzt die Prävention nicht.
Arbeitsplatzanpassungen, BEM, Rehabilitation und weitere Hilfen bleiben weiterhin zu prüfen.

